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45. Kundmachung der Salzburger Landesregierung vom
8. Juli 2004 über die Anpassung der Höhe der monatli-

chen Bezüge nach dem Salzburger Bezügegesetz 1998

Auf Grund des § 4 Abs 6 des Salzburger Bezügegeset-
zes 1998, LGBl Nr 3, in der geltenden Fassung wird kund-
gemacht:

Mit Wirksamkeit ab 1. Juli 2004 gebühren als monatli-
cher Bezug:
1. dem Präsidenten des Landtages 8.374,40 2

2. dem Zweiten Präsidenten des Landta-
ges 6.471,10 2

3. dem Dritten Präsidenten des Landtages 5.709,80 2

4. einem Klubvorsitzenden im Landtag 7.232,50 2

5. einem Mitglied des Landtages, das nicht
unter die Z 1 bis 4 fällt 4.567,90 2

6. dem Landeshauptmann 14.845,50 2

7. einem Landeshauptmann-Stellvertreter 13.703,60 2

8. einem Landesrat 12.942,30 2

9. dem Direktor des Landesrechnungsho-
fes 7.993,80 2

10. dem Amtsführenden Präsidenten des
Landesschulrates 8.374,40 2

11. dem Vizepräsidenten des Landesschul-
rates 4.948,50 2

12. dem Bürgermeister der Stadt Salzburg 12.561,60 2

13. einem Bürgermeister-Stellvertreter der
Stadt Salzburg 11.039,00 2

14. einem Stadtrat der Stadt Salzburg 9.897,00 2

15. einem Klubvorsitzenden im Gemeinde-
rat der Stadt Salzburg, der Mitglied des
Stadtsenates ist 5.709,80 2

ansonsten 4.948,50 2

16. einem Mitglied des Stadtsenates, das
nicht unter Z 15 fällt, und einem Vorsit-

zenden eines Ausschusses des Gemein-
derates der Stadt Salzburg 2.893,00 2

17. einem Mitglied des Gemeinderates der
Stadt Salzburg, das nicht unter die Z 12
bis 16 fällt 2.131,70 2

18. einem Bürgermeister einer anderen Ge-
meinde des Landes bei einer Einwoh-
nerzahl
von über 13.000 6.090,50 2

von 11.001 bis 13.000 5.862,10 2

von 9.001 bis 11.000 5.557,60 2

von 7.001 bis 9.000 5.176,90 2

von 5.001 bis 7.000 4.720,10 2

von 3.001 bis 5.000 4.187,20 2

von 2.001 bis 3.000 3.578,10 2

von 1.001 bis 2.000 2.893,00 2

bis 1.000 2.131,70 2

19. dem Präsidenten der Landwirtschafts-
kammer 5.329,20 2

20. den Vizepräsidenten der Landwirt-
schaftskammer 1.370,30 2.

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

46. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
1. Juni 2004 über den Schutz von Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmern vor Gefährdungen durch explosions-

fähige Atmosphären

Auf Grund der §§ 16 und 29 Abs 1 des Bediensteten-
Schutzgesetzes – BSG, LGBl Nr 103/2000, und des § 106
Abs 1 Z 1, 2, 3, 5 und 6 der Salzburger Landarbeitsord-
nung 1995 – LArbO 1995, LGBl Nr 7/1996, in der gelten-
den Fassung wird verordnet:
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Anwendungsbereich

§ 1

(1) Diese Verordnung gilt bei Verwendung von gefährli-
chen Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen gemäß § 28 BSG
bzw §§ 100 Abs 5 und 101 Abs 2 LArbO 1995 in Berei-
chen, in denen explosionsfähige Atmosphären auftreten
können.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für:
1. die Verwendung von Gasverbrauchseinrichtungen und
2. die Verwendung, Handhabung, Lagerung und den

Transport von Sprengstoffen oder chemisch instabilen
Stoffen.

Definition

§ 2

Explosionsfähige Atmosphären sind ein Gemisch aus
Luft und brennbaren Gasen, Dämpfen, Nebeln oder Stäu-
ben unter atmosphärischen Bedingungen, in dem sich der
Verbrennungsvorgang nach erfolgter Entzündung auf das
gesamte unverbrannte Gemisch überträgt.

Bereiche mit explosionsfähigen Atmosphären

§ 3

Die Dienstgeberin bzw der Dienstgeber hat dafür zu
sorgen, dass:
1. Bereiche, in denen explosionsfähige Atmosphären vor-

handen sein können, entsprechend Anhang I in Zonen
eingeteilt werden;

2. in Bereichen nach Z 1 die Mindestvorschriften nach An-
hang II angewandt werden und

3. die Zugänge zu Bereichen, in denen explosionsfähige
Atmosphären in einer die Gesundheit und Sicherheit
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer gefährden-
den Menge auftreten können, gemäß Anhang III ge-
kennzeichnet sind.

Beurteilung der spezifischen Risiken und erforderliche
Maßnahmen

§ 4

(1) Die spezifischen Risiken, die von explosionsfähigen
Atmosphären ausgehen können, sind von der Dienstge-
berin bzw vom Dienstgeber zu beurteilen. Dabei sind ins-
besondere zu berücksichtigen:
1. die Wahrscheinlichkeit und Dauer des Auftretens von

explosionsfähigen Atmosphären;
2. die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins und der Ak-

tivierung und des Wirksamwerdens von Zündquellen
einschließlich elektrostatischer Entladungen;

3. die Beschaffenheit der Anlagen, der verwendeten Stof-
fe, der angewandten Verfahren und ihre möglichen
Wechselwirkungen;

4. das Ausmaß der zu erwartenden Auswirkungen;
5. die Explosionsrisiken in ihrer Gesamtheit. Dabei sind die

Bereiche, die über Öffnungen mit Bereichen verbunden
sind oder verbunden werden können, in denen explo-
sionsfähige Atmosphären auftreten können, ebenfalls
zu berücksichtigen.

(2) Folgende technische bzw organisatorische Maß-
nahmen zur Verhinderung von Explosionen und zum
Schutz vor Explosionen sind von der Dienstgeberin bzw
vom Dienstgeber in der angegebenen Reihenfolge zu
treffen:
1. Verhinderung der Bildung explosionsfähiger Atmo-

sphären;
2. Vermeidung der Zündung explosionsfähiger Atmo-

sphären, wenn die Verhinderung der Bildung explo-
sionsfähiger Atmosphären auf Grund der Art der Tätig-
keit nicht möglich ist;

3. Abschwächung der schädlichen Auswirkungen einer
Explosion, um die Gesundheit und Sicherheit der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zu gewährleis-
ten;

4. Ergänzung der in Z 1 bis 3 angeführten Maßnahmen
mit Maßnahmen gegen die Ausbreitung von Explosio-
nen, wenn dies erforderlich ist.

Die Maßnahmen nach Z 1 bis 4 sind regelmäßig zu über-
prüfen, auf jeden Fall aber dann, wenn sich wesentliche
Änderungen bei der Verwendung von Arbeitsstoffen oder
Arbeitsmitteln oder Arbeitsverfahren ergeben.

(3) In Bereichen, in denen explosionsfähige Atmosphä-
ren in einer Menge auftreten können, die die Gesund-
heit und Sicherheit von dort anwesenden Personen ge-
fährden können, sind unter Berücksichtigung der Risiko-
bewertung erforderlichenfalls folgende Maßnahmen zu
ergreifen:
a) das Arbeitsumfeld ist so zu gestalten, dass die Arbeit

gefahrlos ausgeführt werden kann, und
b) während der Anwesenheit von Dienstnehmerinnen

oder Dienstnehmern hat eine angemessene Aufsicht
durch Verwendung von geeigneten technischen Mit-
teln gewährleistet zu sein.
(4) Wenn an einer Arbeitsstätte Dienstnehmerinnen

oder Dienstnehmer aus anderen Dienststellen oder Betrie-
ben tätig sind, ist jede Dienstgeberin bzw jeder Dienstge-
ber für die Bereiche verantwortlich, die ihrer bzw seiner
Kontrolle unterstehen. Diejenige Dienstgeberin bzw der-
jenige Dienstgeber, die bzw der die Verantwortung über
die Arbeitsstätte hat, koordiniert alle nach dieser Verord-
nung erforderlichen Sicherheits- und Schutzmaßnahmen
und dokumentiert diese in ihrem bzw seinem Explosions-
schutzdokument.

Explosionsschutzdokument

§ 5

(1) Die Dienstgeberin bzw der Dienstgeber hat vor Auf-
nahme der Arbeiten in explosionsgefährdeten Bereichen
die entsprechend ihren bzw seinen Verpflichtungen nach
den §§ 4 und 7 BSG bzw den §§ 88, 91 und 92 LArbO
1995 sowie nach § 4 Abs 1 dieser Verordnung festgestell-
ten Ergebnisse der Ermittlung und der Beurteilung der Ge-
fahren sowie die nach den Grundsätzen der Gefahrenver-
hütung getroffenen Schutzmaßnahmen gemäß § 4 Abs 2
und 3 in schriftlicher Form festzuhalten und in einem Ex-
plosionsschutzdokument zusammenzufassen. Dieses Do-
kument ist zu überarbeiten, wenn wesentliche Änderun-
gen im Bereich der Arbeitsstätte, Arbeitsstoffe, Arbeits-
mittel oder des Arbeitsablaufs vorgenommen werden. 

(2) Das Explosionsschutzdokument hat insbesondere
folgende Angaben zu enthalten:
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1. die ermittelten Explosionsrisiken und deren Bewertung;
2. die getroffenen Maßnahmen;
3. die Bereiche, die entsprechend Anhang I in Zonen ein-

geteilt wurden;
4. die Bereiche, für die die Mindestvorschriften gemäß

Anhang II gelten;
5. Angaben über die sichere Gestaltung, Wartung und

den sicheren Betrieb von Arbeitsstätten, Arbeitsmitteln
und Warneinrichtungen;

6. Vorkehrungen für die sichere Benutzung von Arbeits-
mitteln;

7. Angaben über das Ziel, die Maßnahmen und die Mo-
dalitäten der Koordinierungsmaßnahmen gemäß § 4
Abs 4.

Besondere Vorschriften für Arbeitsmittel

§ 6

Arbeitsmittel, die in Bereichen verwendet werden, in
denen explosionsfähige Atmosphären auftreten können,
müssen den Anforderungen des Anhanges II Abschnitte A
und B entsprechen.

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

§ 7

(1) Diese Verordnung tritt mit 16. Juli 2004 in Kraft.
(2) Arbeitsstätten mit Bereichen, in denen explo-

sionsfähige Atmosphären auftreten können und die vor
dem Inkrafttreten dieser Verordnung bereits genutzt
wurden, müssen spätestens mit 1. Juli 2006 den Be-
stimmungen dieser Verordnung entsprechen. Werden
in solchen Bereichen nach dem Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung Änderungen, Erweiterungen oder Umgestal-
tungen vorgenommen, haben diese so zu erfolgen, dass
die Bestimmungen dieser Verordnung eingehalten wer-
den.

(3) Arbeitsmittel, die bereits vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung in Bereichen verwendet werden, in denen
explosionsfähige Atmosphären auftreten können, müssen
ab diesem Zeitpunkt den Mindestvorschriften des Anhan-
ges II Abschnitt A entsprechen.

Umsetzungshinweis

§ 8

Diese Verordnung dient der Umsetzung folgender
Richtlinien:
1. Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 16. Dezember 1999 über Mindest-
vorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes
und der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explo-
sionsfähige Atmosphären gefährdet werden können
(15. Einzelrichtlinie im Sinn des Art 16 Abs 1 der Richtli-
nie 89/391/EWG);

2. Richtlinie 89/655/EWG des Rates vom 30. November
1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln
durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (zweite Einzelrichtli-
nie im Sinn des Art 16 Abs 1 der Richtlinie 89/391/
EWG) in der Fassung der Richtlinien 95/63/EG und
2001/45/EG.

Anhang I

Einteilung von (potentiellen) Bereichen mit explosions-
fähigen Atmosphären

1. Bereiche, in denen explosionsfähige Atmosphären
vorhanden sein können

Ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmosphäre in
solchen Mengen auftreten kann, dass besondere Schutz-
maßnahmen für die Aufrechterhaltung des Schutzes von
Gesundheit und Sicherheit von Dienstnehmerinnen oder
Dienstnehmern erforderlich werden, gilt als explosionsge-
fährdeter Bereich.
Ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmosphäre
nicht in solchen Mengen zu erwarten ist, dass besondere
Schutzmaßnahmen erforderlich werden, gilt als nicht ex-
plosionsgefährdeter Bereich.
Brennbare Substanzen sind als Stoffe, die eine explosions-
fähige Atmosphäre bilden können, einzustufen, es sei
denn, die Prüfung ihrer Eigenschaften hat ergeben, dass
sie in Mischungen mit Luft nicht in der Lage sind, eine Ex-
plosion selbsttätig fortzuleiten.

2. Einteilung von explosionsgefährdeten Bereichen
Explosionsgefährdete Bereiche werden nach Häufigkeit
und Dauer des Auftretens von explosionsfähigen Atmo-
sphären in Zonen unterteilt. Aus dieser Einteilung ergibt
sich der Umfang der zu ergreifenden Maßnahmen nach
Anhang II Abschnitt A.
Zone 0: ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmo-
sphäre als Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen,
Dämpfen oder Nebeln ständig, über lange Zeiträume oder
häufig vorhanden ist.
Zone 1: ein Bereich, in dem sich eine explosionsfähige At-
mosphäre als Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen,
Dämpfen oder Nebeln bei Normalbetrieb gelegentlich bil-
den kann.
Zone 2: ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmo-
sphäre als Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen,
Dämpfen oder Nebeln bei Normalbetrieb nicht oder nur
kurzzeitig auftritt.
Zone 20: ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmo-
sphäre in Form einer Wolke aus in der Luft enthaltenem
brennbaren Staub ständig, über lange Zeiträume oder
häufig vorhanden ist.
Zone 21: ein Bereich, in dem sich eine explosionsfähige
Atmosphäre in Form einer Wolke aus in der Luft enthalte-
nem brennbaren Staub bei Normalbetrieb gelegentlich
bilden kann.
Zone 22: ein Bereich, in dem eine explosionsfähige Atmo-
sphäre in Form einer Wolke aus in der Luft enthaltenem
brennbaren Staub bei Normalbetrieb nicht oder nur kurz-
zeitig auftritt.

Anmerkungen
1. Als Normalbetrieb gilt ein Betrieb, bei dem die Anla-

gen innerhalb ihrer Auslegungsparameter benutzt wer-
den.

2. Schichten, Ablagerungen und Aufhäufungen von
brennbarem Staub sind wie jede andere Ursache, die
zur Bildung einer explosionsfähigen Atmosphäre füh-
ren kann, zu berücksichtigen.
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Anhang II

A. Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer, die durch explosionsfähige Atmo-

sphären gefährdet werden können

Vorbemerkung
Die Anforderungen dieses Anhanges gelten
– für Bereiche, die gemäß Anhang I als explosionsgefähr-

det eingestuft sind, in allen Fällen, in denen die Eigen-
schaften der Arbeitsstätte, der Arbeitsplätze, der ver-
wendeten Einrichtungen oder Stoffe oder die von der
Tätigkeit ausgehenden Gefahren durch explosionsfähi-
ge Atmosphären dies erfordern;

– für Einrichtungen in nicht explosionsgefährdeten Berei-
chen, die für den explosionssicheren Betrieb von Einrich-
tungen, die sich innerhalb von explosionsgefährdeten
Bereichen befinden, erforderlich sind oder dazu beitra-
gen.

1. Organisatorische Maßnahmen
1.1 Unterweisung der Dienstnehmerinnen und Dienst-

nehmer
Für Arbeiten in Bereichen, in denen explosionsfähige
Atmosphären auftreten können, muss die Dienstge-
berin bzw der Dienstgeber die Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer ausreichend und angemessen hin-
sichtlich des Explosionsschutzes unterweisen.

1.2 Schriftliche Anweisungen, Arbeitsfreigaben
Soweit im Explosionsschutzdokument vorgesehen,
– sind Arbeiten in explosionsgefährdeten Bereichen

gemäß den schriftlichen Anweisungen der Dienst-
geberin bzw des Dienstgebers auszuführen;

– ist ein Arbeitsfreigabesystem für die Durchführung
von gefährlichen Tätigkeiten und von Tätigkeiten,
die durch Wechselwirkung mit anderen Arbeiten ge-
fährlich werden können, anzuwenden.

Die Arbeitsfreigabe ist vor Beginn der Arbeiten von ei-
ner dafür verantwortlichen Person zu erteilen.

2. Explosionsschutzmaßnahmen
2.1 Entwichene und/oder absichtlich oder unabsichtlich

freigesetzte brennbare Gase, Dämpfe, Nebel oder
Stäube, die zu einer Explosionsgefahr führen können,
sind auf sichere Weise abzuführen oder zu einem si-
cheren Platz abzuleiten oder, wenn dies nicht möglich
ist, sicher einzuschließen oder auf andere Weise un-
schädlich zu machen.

2.2 Enthält die explosionsfähige Atmosphäre mehrere
Arten von brennbaren Gasen, Dämpfen, Nebeln oder
Stäuben, so müssen die Schutzmaßnahmen auf das
größtmögliche Risikopotential ausgelegt sein.

2.3 Bei der Vermeidung von Zündgefahren gemäß § 4 Abs
2 sind auch die elektrostatischen Entladungen zu be-
rücksichtigen, die von Dienstnehmerinnen oder
Dienstnehmern oder der Arbeitsumwelt als Ladungs-
träger oder Ladungserzeuger ausgehen. Den Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmern muss geeignete Ar-
beitskleidung zur Verfügung gestellt werden; diese
muss aus Materialien bestehen, die nicht zu elektrosta-
tischen Entladungen führen, durch die die explosions-
fähigen Atmosphären entzündet werden können.

2.4 Anlagen, Geräte, Schutzsysteme und die dazu gehöri-
gen Verbindungsvorrichtungen dürfen nur in Betrieb

genommen werden, wenn aus dem Explosionsschutz-
dokument hervorgeht, dass sie in explosionsfähiger
Atmosphäre sicher verwendet werden können. Dies
gilt ebenfalls für Arbeitsmittel und die dazu gehörigen
Verbindungsvorrichtungen, die nicht als Geräte oder
Schutzsysteme im Sinn der Richtlinie 94/9/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 23. März
1994 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für Geräte und Schutzsysteme zur be-
stimmungsgemäßen Verwendung in explosionsge-
fährdeten Bereichen, ABl L 100, 19. 4. 1994, Seite 1
gelten, wenn ihre Verwendung in einer Einrichtung an
sich eine potentielle Zündquelle darstellt. Es sind die
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit Ver-
bindungsvorrichtungen nicht verwechselt werden.

2.5 Es sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um
sicherzustellen, dass der Arbeitsplatz, die Arbeitsmittel
und die dazu gehörigen Verbindungsvorrichtungen,
die den Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmern zur
Verfügung gestellt werden, so konstruiert, errichtet,
zusammengebaut und installiert wurden und so ge-
wartet und betrieben werden, dass das Explosionsrisi-
ko so gering wie möglich gehalten wird und, falls es
doch zu einer Explosion kommen sollte, das Risiko ei-
ner Explosionsübertragung innerhalb des Bereichs des
betreffenden Arbeitsplatzes und/oder des Arbeitsmit-
tels kontrolliert oder so gering wie möglich gehalten
wird. Bei solchen Arbeitsplätzen sind geeignete Maß-
nahmen zu treffen, um die Gefährdung der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer durch die physikali-
schen Auswirkungen der Explosion so gering wie
möglich zu halten.

2.6 Erforderlichenfalls sind die Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer vor Erreichen der Explosionsbedingun-
gen optisch und/oder akustisch zu warnen und zu-
rückzuziehen.

2.7 Soweit im Explosionsschutzdokument vorgesehen,
sind Fluchtmittel bereitzustellen und zu warten, um zu
gewährleisten, dass die Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer gefährdete Bereiche bei Gefahr schnell
und sicher verlassen können.

2.8 Vor der erstmaligen Nutzung von Arbeitsstätten mit
Bereichen, in denen explosionsfähige Atmosphären
auftreten können, muss die Explosionssicherheit der
Gesamtanlage überprüft werden. Sämtliche zur Ge-
währleistung des Explosionsschutzes erforderlichen
Bedingungen sind aufrechtzuerhalten. Eine solche
Prüfung ist von Personen durchzuführen, die durch ih-
re Erfahrung und/oder berufliche Ausbildung auf dem
Gebiet des Explosionsschutzes dazu befähigt sind.

2.9 Wenn sich aus der Risikobewertung die Notwendig-
keit dazu ergibt,
– und ein Energieausfall zu einer Gefahrenausweitung

führen kann, muss es bei Energieausfall möglich
sein, die Geräte und Schutzsysteme unabhängig
vom übrigen Betriebssystem in einem sicheren Be-
triebszustand zu halten;

– müssen im Automatikbetrieb laufende Geräte und
Schutzsysteme, die vom bestimmungsgemäßen Be-
trieb abweichen, unter sicheren Bedingungen von
Hand abgeschaltet werden können. Derartige Ein-
griffe dürfen nur von fachkundigen Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmern durchgeführt werden;
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– müssen gespeicherte Energien beim Betätigen der
Notabschalteinrichtungen so schnell und sicher wie
möglich abgebaut oder isoliert werden, damit sie ih-
re gefahrbringende Wirkung verlieren.

B. Kriterien für die Auswahl von Geräten
und Schutzsystemen

Soweit das Explosionsschutzdokument unter Zugrundele-
gung einer Risikoabschätzung nicht anderes vorsieht, sind
in allen Bereichen, in denen explosionsfähige Atmosphä-
ren vorhanden sein können, Geräte und Schutzsysteme
entsprechend den Kategorien gemäß der Verordnung des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über
Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen
Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen (Explo-
sionsschutzverordnung 1996 – ExSV 1996), BGBl Nr 252/
1996, auszuwählen.

Insbesondere sind in diesen Zonen folgende Kategorien
von Geräten gemäß Anhang I Z 2 Gerätegruppe II der zi-
tierten Verordnung zu verwenden, soweit sie für Gase,
Dämpfe, Nebel und/oder Stäube geeignet sind:
– in Zone 0 oder Zone 20: Geräte der Kategorie 1,
– in Zone 1 oder Zone 21: Geräte der Kategorie 1 oder der

Kategorie 2,
– in Zone 2 oder Zone 22: Geräte der Kategorie 1, der Ka-

tegorie 2 oder der Kategorie 3.

Anhang III

Warnzeichen zur Kennzeichnung von Bereichen, in de-
nen explosionsfähige Atmosphären auftreten können,

gemäß § 3 Z 3

Warnung vor einem Bereich, in dem explosionsfähige
Atmosphären auftreten können

Form: dreieckig, schwarzer Rand. Schwarze Großbuch-
staben auf gelbem Grund (die Sicherheitsfarbe Gelb muss
mindestens 50 % der Oberfläche des Zeichens ausma-
chen).

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

47. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
10. Juni 2004 über Auszeichnungen für Verdienste und
Leistungen auf dem Gebiet des Sports (Salzburger Sport-

Auszeichnungsverordnung)

Auf Grund des § 8 Abs 1 des Salzburger Ehrenzeichen-
gesetzes, LGBl Nr 45/2001, wird verordnet:

1. Abschnitt

Auszeichnungen auf dem Gebiet des Sportwesens

Auszeichnungsarten und ihre Stufen

§ 1

Als Anerkennung für besondere Verdienste und Leis-
tungen auf dem Gebiet des Salzburger Sportwesens wer-
den folgende Auszeichnungen verliehen:
1. das Salzburger Sport-Ehrenzeichen in den Stufen

a) Gold
b) Silber

2. der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports in den Stufen
a) Gold
b) Silber
c) Bronze

3. das Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landes-
meister in den Stufen
a) Gold
b) Silber
c) Bronze.

Salzburger Sport-Ehrenzeichen

§ 2

(1) Das Salzburger Sport-Ehrenzeichen ist eine Silber-
plakette, die an der Vorderseite das Landeswappen in far-
bigem Email, umgeben von einem Lorbeer- und Eichen-
kranz, und die Inschrift „Sportehrenzeichen“ trägt. Beim
Salzburger Sport-Ehrenzeichen in Gold ist die Plakette
vergoldet.

(2) Das Salzburger Sport-Ehrenzeichen kann an Perso-
nen verliehen werden, die sich durch besondere Leistun-
gen auf dem Gebiet der Sportorganisation oder um die
Förderung oder Entwicklung des Sportwesens im Land
Salzburg besondere Verdienste erworben haben.

(3) In welcher Stufe die Auszeichnung verliehen wird,
richtet sich nach dem Grad der Verdienste, die sich die
ausgezeichnete Person erworben hat.

Ehrenlorbeer des Salzburger Sports

§ 3

(1) Der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports ist eine Pla-
kette, die an der Vorderseite unter dem zur Hälfte heraus-
ragenden Landeswappen in farbigem Email auf blauem,
von einem Lorbeerkranz umgebenen Emailgrund die In-
schrift „Sportehrenlorbeer“ trägt. Je nach der Stufe der
Auszeichnung ist der Lorbeerkranz vergoldet, versilbert
oder bronziert.

(2) Der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports in Gold
kann an Salzburger Sportlerinnen und Sportler verliehen
werden, die bei olympischen oder paralympischen Spielen
oder bei Weltmeisterschaften erste bis dritte Ränge oder
bei Europameisterschaften zweimal einen der ersten drei
Ränge erreicht haben.

(3) Der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports in Silber
kann an Salzburger Sportlerinnen und Sportler verliehen
werden, die
1. bei Europameisterschaften erste bis dritte Ränge er-

reicht haben;
2. bei Junioren-Weltmeisterschaften den ersten oder

zweiten Rang erreicht haben oder
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3. in mindestens vier verschiedenen Kalenderjahren einen
österreichischen Staatsmeistertitel errungen haben.
(4) Der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports in Bronze

kann an Salzburger Sportlerinnen und Sportler verliehen
werden, die in mindestens zwei verschiedenen Kalender-
jahren einen österreichischen Staatsmeistertitel errungen
haben.

(5) Der Ehrenlorbeer des Salzburger Sports in Gold, Sil-
ber oder Bronze kann auch für sonstige international her-
ausragende sportliche Leistungen verliehen werden. Diese
Leistungen können auch im Bereich der Alpinistik und im
Behindertensport erbracht worden sein.

(6) Bei Wiederholung einer für den Ehrenlorbeer des
Salzburger Sports in Gold, Silber oder Bronze erforderlichen
Leistung wird die jeweilige Auszeichnung mit einer Zahl
verliehen, welche die Anzahl des Erbringens der erforderli-
chen Leistung ausdrückt, soweit dadurch nicht gemäß Abs
2 oder 3 die nächst höhere Stufe errungen wurde.

(7) Als Erreichung erster bis dritter Ränge bei Weltmeis-
terschaften und Europameisterschaften im Sinn der Abs 2
und 3 sind nur Erfolge in der allgemeinen Klasse und nur in
olympischen oder paralympischen oder von der Vereini-
gung der Internationalen Sportfachverbände anerkannten
Disziplinen anzusehen. Als Erringung eines österreichischen
Staatsmeistertitels im Sinn der Abs 3 und 4 gelten nur Titel
in einer Disziplin, die in der offiziellen Staatsmeister-
schaftsliste der Österreichischen Bundessportorganisation
aufscheint, sowie die offiziellen österreichischen Meister-
titel im Motorsport.

Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landesmeister

§ 4

(1) Das Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landes-
meister ist eine Plakette, die an der Vorderseite das Landes-
wappen in farbigem Email, umgeben von einem Lorbeer-
und Eichenkranz, und die Inschrift „Landesmeister“ trägt.
Mit Ausnahme des Abzeichens, das für die erstmalige Er-
ringung einer Landesmeisterschaft verliehen wird, tragen
die Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landesmeister
jeweils eine Zahl, welche angibt, in wie vielen Kalenderjah-
ren ein Sieg bei einer Landesmeisterschaft errungen wurde.
Je nach der Stufe der Auszeichnung besteht die Plakette
aus vergoldetem Silber, aus Silber oder aus Bronze.

(2) Das Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landes-
meister kann an Salzburger Sportlerinnen und Sportler ver-
liehen werden, die in von der Landessportorganisation als
Landesmeisterschaften anerkannten sportlichen Wettbe-
werben den Sieg errungen haben, wenn wenigstens vier
Teilnehmerinnen bzw Teilnehmer von zwei verschiedenen
Sportvereinen oder unter der Voraussetzung der Erbrin-
gung ausgezeichneter sportlicher Leistungen auch aus ei-
nem Sportverein an der Konkurrenz teilgenommen haben.
Das Abzeichen wird nur an Sieger in der allgemeinen Klas-
se verliehen. Wird die Landesmeisterschaft unter gleichen
Bedingungen für verschiedene Altersklassen durchgeführt,
so gilt jene Sportlerin oder jener Sportler als Landesmeiste-
rin bzw Landesmeister, die bzw der die beste Leistung er-
zielt hat. Einem Sieg bei einer Landesmeisterschaft kann
auch eine Leistung als bestplatzierte Salzburger Sportlerin
oder als bestplatzierter Salzburger Sportler oder als best-
platzierte Salzburger Damen- oder Herrenmannschaft
gleichgehalten werden, wenn diese Leistung in sportlichen

Wettbewerben mit anderen Bundesländern oder bei der
österreichischen Staatsmeisterschaft erbracht wurde und
der betreffende Wettbewerb mangels der erforderlichen
Konkurrenz in einer Sportart im Land Salzburg von der
Landessportorganisation den Landesmeisterschaften
gleichgestellt wurde.

(3) Das Abzeichen wird in Gold für den fünften und je-
den weiteren, in Silber für den dritten und vierten und in
Bronze für den erstmaligen und zweiten Sieg bei Landes-
meisterschaften verliehen. Für jedes Kalenderjahr kann da-
bei höchstens ein Sieg in einer Sportart angerechnet wer-
den.

(4) Das Abzeichen für Landesmeisterinnen und Landes-
meister kann auch an Angehörige einer Salzburger Da-
men- oder Herrenmannschaft, die den Sieg bei einer Lan-
desmeisterschaft errungen hat, verliehen werden, wenn
wenigstens vier Mannschaften von zwei Sportvereinen den
Bewerb beendet haben. Die bei einer Einzelmeisterschaft
erzielten Leistungen können jedoch nicht auch für die Er-
mittlung des Mannschaftsmeisters herangezogen werden.
Die Empfängerin bzw der Empfänger der Auszeichnung
muss an mehr als der Hälfte der Mannschaftskämpfe teil-
genommen haben oder, wenn sie bzw er an dieser Teilnah-
me wegen unverschuldeter, erheblicher Verletzung oder
aus sonst wichtigen, vom sportlichen Gesichtspunkt aner-
kennenswerten Gründen verhindert war, sich nach dem
Gutachten der Landessportorganisation in der betreffen-
den Meisterschaftsperiode besonders bewährt haben.

2. Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen

Allgemeine Verleihungsvoraussetzungen

§ 5

(1) Von der Verleihung ausgenommen sind Personen, die
1. wegen eines Verbrechens verurteilt worden sind, und

zwar bis zum Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende der
Strafe, soweit die Verurteilung nicht früher getilgt wur-
de;

2. die nachgewiesen gegen die Anti-Dopingbestimmun-
gen der Österreichischen Bundessportorganisation ver-
stoßen haben.
(2) Jede Stufe einer Auszeichnung kann nur einmal ver-

liehen werden. Dies gilt beim Abzeichen für Landesmeis-
terinnen und Landesmeister und beim Ehrenlorbeer des
Salzburger Sports auch für Auszeichnungen mit gleicher
Zahl.

(3) Soweit nach dieser Verordnung die Verleihung ei-
ner Auszeichnung nur an Salzburger Sportlerinnen und
Sportler in Betracht kommt, gelten als solche Personen,
die bei der Landesmeisterschaft des entsprechenden
Salzburger Sportfachverbandes bzw der entsprechenden
Sportfachvertretung startberechtigt sind. Dies gilt sinn-
gemäß auch für Salzburger Damen- oder Herrenmann-
schaften.

Vorschlagsrecht

§ 6

Zur Erstattung von Verleihungsvorschlägen ist die Lan-
dessportorganisation berechtigt. Die Vorschläge sind zu
begründen.
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Art des Tragens

§ 7

Sämtliche Auszeichnungen nach dieser Verordnung
werden als Stecknadeln getragen.

Verlust der Auszeichnung

§ 8

Eine Verurteilung im Sinn des § 5 Abs 1 Z 1 bewirkt den
Verlust einer bereits verliehenen Auszeichnung.

In- und Außerkrafttreten

§ 9

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2004 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt auf Grund des § 15 Abs 3 des Salz-

burger Ehrenzeichengesetzes das Gesetz vom 1. Juli 1970,
LGBl Nr 85, über Auszeichnungen auf dem Gebiete des
Sportwesens, in der Fassung der Gesetze LGBl Nr 58/
1975, 41/1981, 47/1986, 77/1990 und 53/1999 außer
Kraft.

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

48. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
22. Juni 2004 betreffend die Zulässigkeit der Verwen-
dung bestimmter Grundflächen in der Stadtgemeinde
Neumarkt am Wallersee für Handelsgroßbetriebe aus
überörtlicher Sicht (Standortverordnung Stadt Neumarkt

am Wallersee – Projekt an der Wiener Straße)

Auf Grund des § 11a des Salzburger Raumordnungsge-
setzes 1998 – ROG 1998, LGBl Nr 44, in der geltenden
Fassung wird verordnet:

§ 1

(1) Vom Standpunkt der überörtlichen Raumplanung ist
die Verwendung von Teilflächen der Grundstücke 2554/1,
2554/7 und 2556/1, alle KG Neumarkt Land, für Han-
delsgroßbetriebe der Kategorie Verbrauchermärkte ge-
mäß § 17 Abs 9 und 10 lit a ROG 1998 bis zu einer Ge-
samtverkaufsfläche von 1.120 m2 zulässig.

(2) Die von Abs 1 erfassten Flächen sind in einem Lage-
plan als wesentlichem Bestandteil dieser Verordnung fest-
gelegt, der beim Amt der Salzburger Landesregierung und
der Stadt Neumarkt am Wallersee während der für den
Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden (§ 13 Abs 5
AVG) zur allgemeinen Einsicht aufliegt.

§ 2

Die Entscheidung der Gemeindevertretung der Stadt
Neumarkt am Wallersee über eine damit übereinstimmen-
de Ausweisung der Grundflächen im Flächenwidmungs-
plan der Gemeinde ist davon unabhängig zu treffen.

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

49. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
22. Juni 2004 betreffend die Zulässigkeit der Verwen-
dung bestimmter Grundflächen in der Gemeinde Leo-
gang für Handelsgroßbetriebe aus überörtlicher Sicht
(Standortverordnung Gemeinde Leogang – Projekt an der

B 164 Hochkönig Straße)

Auf Grund des § 11a des Salzburger Raumordnungs-
gesetzes 1998 – ROG 1998, LGBl Nr 44, in der geltenden
Fassung wird verordnet:

§ 1

Vom Standpunkt der überörtlichen Raumplanung
ist die Verwendung des Grundstückes 100/1 KG Leo-
gang für Handelsgroßbetriebe der Kategorie Ein-
kaufszentren gemäß § 17 Abs 9 und 10 lit e ROG 1998
bis zu einer Gesamtverkaufsfläche von 2.900 m2 zuläs-
sig.

§ 2

Die Entscheidung der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Leogang über eine damit übereinstimmende
Ausweisung der Grundflächen im Flächenwidmungsplan
der Gemeinde ist davon unabhängig zu treffen.

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

50. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
14. Juni 2004 zur Bezeichnung von Önormen gemäß § 1
Abs 2 des Bautechnikgesetzes (Önormen-Verordnung

2004)

Auf Grund des § 1 Abs 2 des Bautechnikgesetzes,
LGBl Nr 75/1976, in der geltenden Fassung wird verord-
net:

§ 1

Die in der Anlage zu dieser Verordnung angeführten
Önormen werden gemäß § 1 Abs 2 des Bautechnikge-
setzes als für bauliche Maßnahmen anwendbar bezeich-
net.

§ 2

Beim Amt der Landesregierung und bei den Baubehör-
den erster Instanz ist die Einsichtnahme in die in der An-
lage angeführten Önormen während der für den Partei-
enverkehr bestimmten Amtsstunden (§ 13 Abs 5 AVG)
zu ermöglichen.

§ 3

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2004 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Önormen-Verordnung 2002, LGBl Nr 55,
außer Kraft.
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Anlage

Verzeichnis der gemäß § 1 Abs 2 des Bautechnikgeset-
zes bezeichneten Önormen

B 2305 Vorgefertigte Beton-(Betonwerkstein-)Stufen
(Ausgabe Mai 2000)

B 2501 Entwässerungsanlagen für Gebäude und
Grundstücke; Ergänzende Richtlinien für die
Planung, Ausführung und Prüfung (Ausgabe
Juli 2002)

B 3350 Tragende Wände; Bemessung und Konstruk-
tion (Ausgabe Juli 2003)

B 3360 Baulasttragende Bewehrungen (Gitterträger)
(Ausgabe August 1976)

B 3410 Gipskartonplatten; Arten, Anforderungen,
Prüfungen, Normkennzeichnung (Ausgabe
Februar 1996)

B 3415 Gipskartonplatten; Regeln für die Verarbei-
tung (Ausgabe April 1994)

B 3416 Gips-Wandbauplatten; Regeln für die Verar-
beitung (Ausgabe August 1998)

B 3836 Brandverhalten von Bauteilen; Abschottun-
gen von Kabeldurchführungen (Ausgabe
Dezember 1984)

B 3850 Feuerschutzabschlüsse; Drehflügel-, Pendel-
türen und -tore; Ein- und zweiflügelige Aus-
führung (Ausgabe Oktober 2001)

B 4100-2 Holzbau; Holztragwerke; Berechnung und
Ausführung (Ausgabe September 2003)

B 4200-2 Betonbauwerke; Grundlagen der Ausfüh-
rung (Ausgabe August 1983)

B 4200-6 Betonbau; Instandsetzung, Umbau und Ver-
stärkung (Ausgabe August 1988)

B 4200-7 Massivbau; Stahleinlagen (Ausgabe April
1987)

B 4200-11 Leichtbeton; Herstellung und Überwachung
(Ausgabe September 1991)

B 4300-1 Stahlbau; Berechnung und Konstruktion der
Tragwerke; Bemessung nach Grenzzustän-
den (Ausgabe März 1994)

B 4300-2 Stahlbau; Knicken von Stäben und Stabwer-
ken; Bedingungen für die gemeinsame An-
wendung von DIN 18800 Teil 2 und
ÖNORM B 4300-1 (Ausgabe April 1994)

B 4300-3 Stahlbau; Plattenbeulen; Bedingungen für
die gemeinsame Nutzung von DIN 18800
Teil 3 und ÖNORM B 4300-1 (Ausgabe April
1994)

B 4300-5 Stahlbau; Ermüdungsfestigkeit (Ausgabe
April 1994)

B 4300-7 Stahlbau; Ausführung der Stahltragwerke
(Ausgabe April 1994)

B 4600-2 Stahlbau; Berechnung der Tragwerke (Aus-
gabe August 1978)

B 4600-3 Stahlbau; Wöhlerfestigkeitsnachweis (Aus-
gabe Juni 1979)

B 4600-4 Stahlbau; Stabilitätsnachweis, Grundfälle
(Ausgabe Oktober 1978)

B 4600-7 Stahlbau; Ausführung der Stahltragwerke
(Ausgabe August 1975)

B 4601 Stahlbau; Tragwerke des Hochbaues; Be-
rechnung und Ausführung der Tragwerke
(Ausgabe November 1969)

B 4700 Stahlbetontragwerke; EUROCODE-nahe Be-
rechnung; Bemessung und konstruktive
Durchbildung (Ausgabe Juni 2001)

B 4701 Betonbauwerke; EUROCODE-nahe Berech-
nung; Bemessung und konstruktive Durch-
bildung (Ausgabe November 2002)

B 6110 Außenwand; Wärmedämmverbundsysteme
aus expandiertem Polystyrol-Partikel-
schaumstoff EPS-F und Deckschichte (Aus-
gabe Oktober 1998)

B 6135 Außenwand; Wärmedämmverbundsysteme
aus Mineralwolle-Dämmplatten MW-PT
und Deckschichte (Ausgabe Oktober
1998)

B 8115-1 Schallschutz und Raumakustik im Hochbau;
Begriffe und Einheiten (Ausgabe Februar
2002)

B 8115-2 Schallschutz und Raumakustik im Hochbau;
Anforderungen an den Schallschutz (Ausga-
be Dezember 2002)

B 8115-3 Schallschutz und Raumakustik im Hochbau;
Raumakustik (Ausgabe April 1996)

B 8115-4 Schallschutz und Raumakustik im Hochbau;
Maßnahmen zur Erfüllung der schalltechni-
schen Anforderungen (Ausgabe September
2003)

B 8215 Rauch- und Abgasfänge; dreischalige Fänge
mit Schamotteinnenrohr-Fangsysteme (Aus-
gabe September 2001)

B 8250 Rauch- und Abgasfänge; Reinigungsver-
schlüsse für Regelfänge (Ausgabe Oktober
2000)

B 8271 Rauch- und Abgasfänge; Innenabdichtung,
Querschnittsanpassung bestehender Fänge
(Ausgabe Juni 1991)

EN 13384-1Abgasanlagen; Wärme- und strömungstech-
nische Berechnungsverfahren; Abgasanla-
gen mit einer Feuerstätte (Ausgabe März
2003)

S 6050 Schutzraumtüren GT (Ausgabe September
1994)

S 6051 Schutzraumtüren DT (Ausgabe September
1994)

Informationsverfahrenshinweis: Die Kundmachung die-
ser Verordnung erfolgt nach Durchführung des Verfah-
rens auf Grund der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften für
die Dienste der Informationsgesellschaft, geändert
durch die Richtlinie 98/48/EG. (Notifikationsnummer:
2004/1/A)

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller
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51. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
22. Juni 2004, mit der die Baupolizeiliche Formularver-

ordnung 2002 geändert wird

Auf Grund des § 25 Abs 7a des Bebauungsgrundlagen-
gesetzes, LGBl Nr 69/1968, in der geltenden Fassung wird
verordnet:

Die Baupolizeiliche Formularverordnung 2002, LGBl Nr
56, wird geändert wie folgt:

1. Die Promulgationsklausel lautet:
„Auf Grund des § 25 Abs 7a des Bebauungsgrundla-

gengesetzes – BGG, LGBl Nr 69/1968, und der §§ 3 Abs 2

und 7 Abs 9 des Baupolizeigesetzes 1997 – BauPolG, LGBl
Nr 40, jeweils in der geltenden Fassung wird verordnet:“

2. Im § 1 wird angefügt:
„(3) Für die im § 25 Abs 7a Z 2 und 4 BGG vorgesehe-

nen Zustimmungen der Nachbarn ist das in der Anlage zu
dieser Verordnung festgelegte Formular Z 3 zu verwen-
den.“

3. Im § 2, dessen bisheriger Text die Absatzbezeich-
nung „(1)“ erhält, wird angefügt:

„(2) § 1 Abs 3 und die Anlage in der Fassung der Verord-
nung LGBl Nr 51/2004 treten mit 16. Juli 2004 in Kraft.“

4. In der Anlage wird angefügt:

„Formular Z 3

Zustimmung einer Partei zu einer baulichen Maßnahme
gemäß § 25 Abs 7a Bebauungsgrundlagengesetz

1. Angaben zur Person des Zustimmungswerbers:

Vor- und Zuname/Bezeichnung der juristischen Person: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Geburtsdatum (nur bei physischen Personen): . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Anschrift: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2. Angaben zur baulichen Maßnahme:

Ausführungsort für die Maßnahme:

Grundstück Nr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Einlagezahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

allenfalls Katastralgemeinde bzw Abteilung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Grundbuch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Bezirksgericht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Die Maßnahme ergibt sich in ihren Einzelheiten aus den gleichzeitig zur Einsicht vorgelegten Bauplänen.

Gegenstand der Zustimmung:
� Unterschreitung des Abstandes von 2 m zwischen den äußersten Teilen des Baues und der Bauplatzgrenze
� Überschreitung der Traufenhöhe von höchstens 2,5 m
� Überschreitung der Firsthöhe von höchstens 4 m
� Überschreitung der gedachten Linie zwischen der höchstzulässigen Traufe von 2,5 m zur Bauplatzgrenze und dem

höchstzulässigen First von 4 m in 3,5 m Entfernung

3. Angaben betreffend die zustimmende(n) Person(en):

Vor- und Zuname/Bezeichnung der juristischen Person: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Geburtsdatum (nur bei physischen Personen): . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Anschrift: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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� Ich bin/Wir sind/Die von mir/uns vertretene Person ist Eigentümer(in) des (der)

Grundstücke(s) Nr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Einlagezahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

allenfalls Katastralgemeinde bzw Abteilung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Grundbuch. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Bezirksgericht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

In dieser Eigenschaft bin ich/sind wir/ist sie Nachbar im Sinn des § 7 Abs 1 Z 1 BauPolG zum vorgelegten Bau-
vorhaben.

� Die zustimmende(n) Person(en) wird (werden) vertreten durch

Vor- und Zuname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Anschrift: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Nachweis der Vertretungsbefugnis: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bei berufsmäßigen Vertretern Datum der Vollmacht: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bei sonstigen Bevollmächtigten ist eine Vollmacht anzuschließen.

4. Zustimmung und Rechtsfolgen:

� Ich stimme/Wir stimmen

� Ich stimme/Wir stimmen namens der von mir/uns vertretenen Person

dem Bauvorhaben nach Maßgabe des Pkt 2 und den gleichzeitig vorgelegten Bauplänen zu. Ich bin/Wir sind in
Kenntnis davon, dass die Erhebung von Einwendungen dagegen im weiteren baubehördlichen Verfahren nicht mehr
möglich ist. Zum Nachweis der Identität der vorgelegten Baupläne wurden diese von mir/uns eigenhändig unter-
fertigt.

Die Zustimmung ist unwiderruflich und gilt auch für die Rechtsnachfolger im Eigentum des (der) unter Pkt 3 be-
zeichneten Grundstücke(s).

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Ort und Datum

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Unterschrift der zustimmenden Person(en) oder ihres

(ihrer) Vertreter(s)“

Für die Landesregierung:
Die Landeshauptfrau:

Burgstaller

Die Landesgesetzblätter sind zu beziehen beim Landespressebüro,
Amt der Salzburger Landesregierung, Postfach 527, 5010 Salzburg, Telefon 0 66 2/80 42-20 47, Fax 0 66 2/80 42-21 61.

Bezugspreis im Jahresabonnement 40,–


